
Gegen  Repression  und
Denunziation  –  Solidarität  mit
den  Betroffenen  der
Hausdurchsuchungen!
Erklärung von ArbeiterInnenmacht und Revolution

Am  27.6  gab  es  Hausdurchsuchungen  und  weitere  Repression  gegen  9
Wohnungen & angebliche AktivistInnen der zuvor aufgelösten Gruppierung
„Jugendwiderstand“.  Dem  ging  eine  weitreichende  Outing-Kampagne,
initiiert von einem „antideutschen“ Blog und unterstützt durch die Berliner
Zeitung „Tagesspiegel“, voraus.

Diese Repression und die Kriminalisierung der AktivistInnen muss von der
Linken  in  Deutschland  und  international  verurteilt  werden.  Ebenso  das
Outing und die Zusammenarbeit mit den Organen des bürgerlichen Staates.
Bei allen Differenzen, die es von unserer Seite mit der Theorie & Praxis des
Jugendwiderstands gab und gibt, so müssen wir sie vor der Kriminalisierung
und Repression des Staates verteidigen.

Gerade die Art der Anschuldigungen, die zur Anzeige & Hausdurchsuchung
führten, müssten für internationalistische Linke ein klarer Grund sein, sich
solidarisch zu zeigen. Den angeblichen Mitgliedern des Jugendwiderstands
wird  vorgeworfen,  eine  pro-palästinensische  Veranstaltung  in  Berlin  der
Aktivistin  Nariman  al-Tamimi  (der  Mutter  von  Ahed  Tamimi)  vor
Provokationen geschützt zu haben. Der zweite Vorwurf ist ein „Übergriff“
gegen  den  faschistischen  Heß-Gedenkmarsch  2017,  bei  dem  einer  der
Neonazis  wohl  mehr  Gegenwehr  bekommen  hat,  als  es  dem  deutschen
„Rechtsstaat“ lieb ist.

Während  wir  die  Gewalt  seitens  ehemaliger  JW-Mitglieder  gegenüber
anderen Linken zwar scharf ablehnen, sollte die Solidarität in diesem Fall
angesichts dieser Vorwürfe selbstverständlich sein. Die Linkspartei in Berlin
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sieht  das  leider  nicht  so  und hat  durch ihren innenpolitischen Sprecher
Schrader mitteilen lassen, dass die Linksfraktion die Repressionsmaßnahmen
unterstütze. Wir rufen alle GenossInnen der Linkspartei und der Linksjugend
[solid]  dazu  auf,  dies  zu  skandalisieren,  in  Basisorganisations-Treffen
einzubringen und den Beschluss und Stellungnahme abzulehnen! Gemeinsam
mit anderen Gruppen haben Arbeiter_innenmacht und Revolution ferner eine
weitere Erklärung gegen Repression und Verleumdung verabschiedet,  die
weitere Angriffe sogenannter „Antideutscher“ verurteilt:

Internationale  Solidarität  gegen  die  Angriffe  der  sogenannten
„Antideutschen“  –  Antizionismus  ist  kein  Antisemitismus!

Als  InternationalistInnen  müssen  wir  jeglicher  Denunziation  und  den
Einschüchterungs- und Kriminalisierungsversuchen entgegen stehen. Gerade
in  Zeiten  des  Rechtsrucks  und  eines  sich  formierenden  autoritären
Polizeistaates.  Der bürgerliche Staat darf  nie unser Mittel  im politischen
Kampf gegeneinander sein. Wenn uns gleichzeitig monatlich neue Beweise
und Skandale von nationalistischen bis  faschistischen Netzwerken in den
deutschen Gewaltorganen präsentiert  werden,  dann müssen wir  jeglicher
Kriminalisierung der Linken gemeinsam entgegen stehen, auf der Straße, vor
den Gerichten, in den Stadtteilen – im Klassenkampf!

> Für die Einstellung aller Ermittlungen gegen die Sympathisierenden des
ehemaligen JW!

>  Für  Rückgabe  der  entwendeten  Gegenstände,  für  finanzielle
Entschädigung!

>  Keine  Denunziation  und  Zuarbeit  zu  bürgerlicher  Presse,  Bullen  und
Faschos!

> Gemeinsam gegen Repression und Kriminalisierung!
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Fridays  for  Future:  Welche
Strategie führt zum Sieg?
Jan Hektik

Seit Fridays for Future (FFF) hunderttausende Jugendliche weltweit auf die
Straße bringt,  ist  der Klimawandel ein Thema, das überall  und vermehrt
diskutiert  wird.  Am  24.  Mai  gingen  allein  in  Deutschland  wieder  über
300.000 SchülerInnen und erwachsene UnterstützerInnen auf  die Straße.
Weltweit sollen sich 1,8 Millionen Menschen beteiligt haben. Für den 21. Juni
plant die Bewegung eine europaweite Massendemonstration in Aachen samt
Unterstützung der Aktionen von „Ende Gelände”. Am 20. September soll ein
weiterer Klimastreik samt Aktionswoche folgen, die mit einem weltweiten
Generalstreik (Earth Strike) am 27. September abgeschlossen werden soll.

Alle  seriösen  wissenschaftlichen  Erkenntnisse  belegen,  dass  sich  etwas
ändern muss und zwar grundsätzlich und sehr schnell! Doch es ist auch klar,
dass die etablierten Parteien – insbesondere CDU, SPD, FDP und AfD – dies
weder durchsetzen wollen noch werden. Dass zumindest der Jugend dies klar
ist, zeigt alleine die explodierende Bekanntheit des Videos von Rezo, welches
beim  Verfassen  dieses  Artikels  11  Millionen  Views  hatte.  Folgerichtig
mobilisiert FFF auch weiter auf der Straße und an den Schulen. Hierbei sind
vor allem drei Aspekte maßgeblich für den Erfolg der Bewegung.

Aktionen auf der Straße
FFF mobilisiert die SchülerInnen aus den Klassenräumen auf die Straße und
trägt  den Protest  sichtbar  an  die  Öffentlichkeit.  Die  Jugendlichen bauen
Druck auf, vernetzen sich und versuchen, die Bewegung zu verstetigen. Vor
unseren Augen entsteht eine fortschrittliche neue Massenbewegung, die sich
einer  zentralen  Überlebensfrage  der  Menschheit  annimmt  und  die  das
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Potential  hat,  zu  einer  dauerhaften,  langfristig  kämpfenden  Bewgung zu
werden. All dies verdeutlicht ihre Bedeutung.

Auch die Wahl des Mittels zeugt von einem richtigen Verständnis, wie man
politische Veränderungen erkämpfen kann. Das Mittel des Streiks ist seit
jeher  die  Waffe  der  Lohnabhängigen,  der  Ausgebeuteten,  der
Unterprivilegierten  gegen  Staat  und  Kapital,  um  wirklichen  und
gesellschaftlichen Druck aufzubauen. Leider richtet dieser, solange er nur
durch SchülerInnen praktiziert  wird,  keinen wirtschaftlichen Schaden an.
Solange  „nur“  SchülerInnen streiken,  stehen eben nicht  alle  Räder  still.
Deshalb geht es darum, auch die Lohnabhängigen und die Gewerkschaften
für die Bewegung zu gewinnen – und zwar nicht nur als sympathisierende
UnterstützerInnen, sondern als eine zentrale Kraft der Bewegung. Der Streik
an der Schule muss zum Streik im Betrieb werden. Schon heute sind auch
Tendenzen der Solidarität zu erkennen, z. B. hat die GEW dazu aufgefordert,
den Streik der SchülerInnen solidarisch zu unterstützen. Entscheidend wird
jedoch  sein,  dass  sie  selbst  auch  zum  Arbeitskampf  aufruft.  Die
gewerkschaftliche  Mobilisierung,  betriebliche  Aktionen  und  Streiks  beim
globalen  Klimastreik  wären  dazu  ein  wichtiger  Schritt.  Die  DGB-
Gewerkschaften sollten ihre Mitglieder zu einem Massenstreik an diesem Tag
auf die Straße und vor die Betriebe mobilisieren!

Fokussierung auf die Jugend als Handelnde
Es ist auch besonders bedeutsam, dass es gerade die Jugend ist, die sich
gemeinsam erhebt und ihren Protest auf die Straße trägt. Dies ist natürlich
auch einleuchtend angesichts der Tatsache, dass sie die Folgen der Politik
der „Alten“ – genauer der Regierungen und PolitikerInnen, die die Interessen
des  Kapitals  vertreten  -,  ausbaden  müssen.  FFF  legt  dabei  auch  den
Grundstein für das Entstehen einer neuen, massenhaften Jugendbewegung,
die  sich  nicht  nur  der  ökologischen  Frage,  sondern  auch  des  gesamten
Kampfes gegen Ausbeutung und Unterdrückung, gegen Rassismus, Sexismus
und Imperialismus annehmen kann und sollte.



International
Die streikenden SchülerInnen haben die Notwendigkeit eines internationalen
Kampfes erkannt. FFF war von Beginn an eine globale Bewegung, um ein
globales Problem anzupacken. Und das ist gut so. Schließlich hält sich der
CO2-Ausstoß auch nicht an Landesgrenzen. Folglich ist es auch besonders
essentiell,  internationale  Proteste  zu  verbinden.  Es  wäre  beispielsweise
sinnvoll, eine internationale Aktionskonferenz einzuberufen, um die Proteste
inhaltlich  und  aktionistisch  miteinander  zu  verbinden  und  Strukturen  zu
schaffen,  welche  eine  Koodination  des  Protestes  ermöglichen.  Die
Mobilisierung  nach  Aachen  stellt  einen  bedeutenden  Schritt  dar,  die
AktivistInnen  aus  verschiedenen  Ländern  nicht  nur  in  einer  Aktion  zu
verbinden, sondern auch direkte Netzwerke aufzubauen und in Aachen selbst
über  die  Form  und  Notwendigkeit  einer  solchen  demokratischen
Koordinierung  zu  diskutieren.

Doch die Bewegung hat auch einige Schwächen, die genau wie ihre Stärken
richtig erkannt und angegangen werden sollten und die es zu überwinden
gilt.

Pariser Abkommen
Zunächst ist hier ihre Orientierung am Pariser Abkommen zu nennen. Sich
Klimaziele zu setzen, ist zwar gut und richtig, aber absolut nicht ausreichend.
Weder wird erwähnt, wie und durch wen die Ziele erreicht werden sollen. So
bleiben sie – selbst wenn Länder wie die USA nicht ausgetreten wären –
letztlich  unverbindliche  Absichtserklärungen,  die  ihre  Grenze  an  den
Profitinteressen  des  Kapitals  finden.  Angesichts  der  zunehmenden
internationalen  Konkurrenz  und  eines  erbitterten  Kampfes  um  die
Neuaufteilung der Welt wollen natürlich alle bürgerlichen Regierungen dafür
sorgen, dass Klimaschutz nicht auf die eigenen Kosten geht. Die Entwicklung
der letzten Jahre bedeutet, dass die reichen, imperialistischen Länder denen
des Südens die Kosten für den Klimaschutz aufhalsen wollen. Solange die
Profitinteressen  die  Wirtschaft  bestimmen,  kann  daher  von  einer
nachhaltigen  oder  wirksamen  „Umweltpolitik”  keine  Rede  sein.



Die  Bewahrung und Regeneration  der  natürlichen Lebensgrundlagen der
Menschheit, die Rettung einer lebenswerten Umwelt stößt im Kapitalismus
an  Systemgrenzen.  Um   wirksame,  globale  Maßnahmen  durchzusetzen,
müssen die Konzerne und die großen VermögensbesitzerInnen enteignet und
die Wirtschaft gemäß den Interessen der arbeitenden Menschen und den
Erfordernissen ökogischer Nachhaltigkeit umgestaltet werden. Die Reichen
müssen für die Rettung der Umwelt bezahlen, das kapitalistische System
muss beseitigt und durch eine demokratische, sozialistische Planwirtschaft
ersetzt werden.

Die Grünen
FFF scheint große Illusionen in die Grünen zu hegen. Wenn wir uns den
Zusammenhang von Kapitalismus und Umweltzerstörung vor Augen halten,
wird auch schnell klar, warum das problematisch ist. Mit den Grünen ist
keine Politik  gegen die  Konzerne möglich.  Sie  wollen die  Quadratur des
Kreises und versprechen einen „Green New Deal“,  der  den Kapitalismus
„zügeln“ und ökologisch umgestalten soll.  Doch das ist  eine Illusion,  ein
leeres  Versprechen,  wie  die  Grünen  selbst  beweisen,  wenn  sie  an  der
Regierung  sind.  Die  Landesregierung  in  Baden-Württemberg  sucht  den
Schulterschluss mit den Automobilkonzernen, setzt auf private Elektroautos
statt  auf  öffentlichen  Verkehr  –  und  erfreut  sich  der  Beliebheit  der
Konzernchefs.  In  Nordrhein-Westfalen  haben  die  Grünen  an  der
Landesregierung der Rodung des Hambacher Forstes zugestimmt – und tun
jetzt so, also hätten sie damit nichts zu tun. Und in der Kohlekommission
haben sie einen faulen Kompromiss akzeptiert, der vor allem die Kohle der
Kohlekonzerne vergoldet.  Die Grünen haben – wie manche NGOs – auch
immer  wieder  bewiesen,  dass  sie  die  Interessen  des  Kapitals  über  ihre
Grundsätze stellen, sofern jene diesen zuwiderlaufen.

Genau deshalb ist es auch problematisch, dass viele führende Mitglieder von
FFF bei den Grünen oder NGOs organisiert sind und faktisch die Kontrolle
über alle wichtigen Entscheidungen ausüben. Damit untergraben sie nicht
nur die Demokratie von FFF, sondern lenken auch die Bewegung in eine für
das Kapital ungefährliche Richtung. Damit verunmöglichen sie, sofern sie



erfolgreich bleiben, die Erreichung der Ziele, die sich FFF gesetzt hat. Dieser
Bewegung zu helfen, sich von der politischen Dominanz der bürgerlichen und
kleinbürgerlichen  Kräfte  zu  befreien,  ist  Aufgabe  revolutionärer  Kräfte.
Daher braucht es eine offene politische Diskussion über die verschiedenen
Programme, Strategien, Taktiken – und vor allem über die Notwendigkeit, die
Bewegung gegen den Verursacher der Misere zu richten – den Kapitalismus.

Welche Klasse?
Große, ja entscheidende Teile des Kapitals haben kein Interesse an einem
wirksamen  Umweltschutz,  da  er  ihre  Geschäftsinteressen  unmittelbar
bedrohen  würde.  Die  großen  Öl-,  Gas,  und  Bergbau-Konzerne,  die
Energiewirtschaft und die meisten großen Monopole setzen nach wie vor auf
fossile Energieträger, weil sie fette Gewinne versprechen. Auch die Kapitale,
die auf erneuerbare Energien bauen, sind in erster Linie am Profit und nicht
an der Umwelt  oder an Nachhaltigkeit  interessiert.  Schließlich führt  das
marktwirtschaftliche System der  Umweltpolitik  nicht  nur  zu  aberwitziger
Konzeptlosigkeit, sondern geradezu zu Verschwendung und zugleich dazu,
dass gerade jene Länder und Bevölkerungsschichten, die am meisten von
Klimawandel  und  anderen  globalen  Umweltproblemen  (Wasserknappheit,
Umweltverschmutzung, Müll, …) betroffen sind, über die geringsten Mittel
verfügen, um etwas gegen die Probleme zu tun.

Dies liegt in der Natur des Kapitalismus, welcher durch seine Konkurrenz
nur Profitstreben ermöglicht. Auch die kleinbürgerlichen Kräfte haben ein
Interesse daran, die Last, die durch den Klimaschutz entstehen könnte, für
die Masse der Lohnabhängigen und BäuerInnen möglichst gering zu halten.

Eigentumsfrage
Die einzige Kraft, die ein langfristiges, grundlegendes objektives Interesse
am  Klimaschutz  hat,  ist  die  ArbeiterInnenklasse,  weil  sie  selber  von
Marktwirtschaft  und  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  ausgebeutet
wird. Sie profitiert nicht von der Zerstörung der Umwelt, sondern leidet im
Gegenteil sogar unter steigenden Preisen für Lebensmittel, Trinkwasser und
sonstige knapp werdende Ressourcen. Sobald saubere Luft beispielsweise



immer  rarer  wird,  werden  sich  nur  die  reichsten  Menschen  die
entsprechenden Filter oder Ähnliches leisten können. Umgekehrt stellen die
Lohnabhängigen – im Bündnis mit den Ausgebeuteten auf dem Dorf – jene
gesellschaftliche Kraft dar, die über das Wissen und die Kompetenz verfügt,
die Produktion auf globaler Ebene sowohl im Interesse der ProduzentInnen
wie im Sinne ökologischer Nachhaltigkeit zu reorganisieren.

Nur  die  ArbeiterInnenklasse  ist  in  der  Lage,  einen  weltweiten  Plan  zur
Reorganisierung der Produktion mit Blick auf die Umwelt zu ermöglichen,
während die nationalen Kapitale und ihre Staaten in Konkurrenz zueinander
stehen und immer darauf bedacht sein werden, bloß nicht mehr für den
Klimaschutz zu zahlen als die Kapitalistenklassen der anderen Nationen. Ein
solcher  Plan  ist  aber  absolut  notwendig.  Keine  noch  so  tol le
Subventionspolitik kann die Produktionsweise radikal genug umstellen, um
die  Bedürfnisse  der  Weltbevölkerung  zu  erfüllen  und  gleichzeitig  eine
weitere Zerstörung der Umwelt zu verhindern. Zudem kann sie erst recht
nicht die entstandenen Umweltschäden beseitigen.

Hierfür  ist  es  absolut  notwendig,  die  Produktionsmittel  der  Konzerne
entschädigungslos  zu  enteignen  und  unter  die  Verwaltung  der
ArbeiterInnenklasse  zu  stellen.  Diese  Planung  darf  nicht  wie  in  den
stalinistischen Staaten von einer Bürokratie bestimmt werden, welche ihre
eigenen Interessen im Kopf hat, sondern muss demokratisch beschlossen und
umgesetzt  werden.  Nur  so  können  die  Interessen  der  überwiegenden
Mehrheit  der  Weltbevölkerung  zum  Maßstab  allen  Wirtschaftens  geraten.

Internationale Solidarität gegen
die  Angriffe  der  sogenannten
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„Antideutschen“ – Antizionismus
ist kein Antisemitismus!
Gemeinsame  Erklärung  internationalistischer  Gruppierungen  und
Organisation,  13.  Juni  2019

Angriffe auf internationalistische, antikapitalistische und antiimperialistische
Kräfte  mehren  sich  besonders  in  den  letzten  Monaten.  Sogenannte
„Antideutsche“ hetzen gegen alle fortschrittlichen linken, demokratischen,
sozialistischen und kommunistischen Kräfte, die Kritik an der israelischen
Politik  und  deren  Unterstützung  durch  den  deutschen  und/oder  US-
amerikanischen  Imperialismus  üben.  Erst  recht  denunzieren  sie  jede
Solidarität mit dem Widerstand der Palästinenser_innen und antizionistischer
Kräfte.

Mit dem Vorwurf „Antizionismus“ sei „Antisemitismus“ wird die steigende
rechte Gefahr für Leib und Leben in Deutschland und Israel für Linke und
MigrantInnen  relativiert  und  der  reale  wachsende  Antisemitismus  der
Rechten  verharmlost.  Der  zentrale  Zweck  der  Kriminalisierung  von
AntizionistInnen ist  jedoch,  jede Kritik  an Israel  und der  deutschen pro-
zionistischen Außenpolitik,  jede  Solidarisierung mit  der  palästinensischen
Bevölkerung  und  tendenziell  auch  jede  Kritik  an  imperialistischen
Interventionen  im  „Nahen  Osten“  mundtot  zu  machen.

Dafür unterstützen die „Antideutschen“ ausgemacht rechte und rassistische
Regierungen, wie in Israel und den USA und versuchen, jede Kritik an diesen
Staaten  als  antisemitisch  zu  denunzieren,  selbst  jene  jüdischer
Antizionist_innen.

Die sog. „Antideutschen“ beschränken sich dabei nicht nur auf Hetze in Wort
und Schrift, sondern greifen auch auf andere Mittel zurück.

Ausschluss  von  oder  Ausschlussdrohungen  gegen  missliebige/n
Organisationen  aus  linken  Bündnissen.  Davon  waren  und  sind
zahlreiche  Gruppierungen  wie  z.B.  MLPD,  ArbeiterInnenmacht,
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REVOLUTION,  BDS  Berlin,  Bonner  Jugendbewegung,  F.O.R.
Palestine,  Jugendwiderstand  und  andere  internationalistische
Gruppierungen…  betroffen.
Denunziation von Antizionist_innen in öffentlichen Institutionen bis
hin zur Drohung von Entlassungen und Zusammenarbeit  mit  dem
Verfassungsschutz (z.B. durch „Recherche-Besuche von AutorInnen
des Portals „Ruhrbarone“).
Versuch der Kriminalisierung ganzer Gruppierungen und Kampagnen
wie z.B. von BDS in Zusammenarbeit mit reaktionären Kräften.
Physische Gewalt oder Drohungen gegen internationalistische oder
antiimperialistische Kräfte, Blöcke oder Personen (vor kurzem gegen
den  antiimperialistischen  Block  in  Hamburg  oder  gegen  Kerem
Schamberger in Marburg).
Ausgrenzung antizionistischer Positionen in den Gewerkschaften, der
Sozialdemokratie und auch in der Linkspartei.

Dabei  geht  das  sogenannte  „antideutsche“  Spektrum  im  Kontext  des
aktuellen  politischen  Rechtsrucks  selber  in  eine  zutiefst  rassistische
Richtung:  Autoren  wie  Justus  Wertmüller  und  Thomas  Maul  (von  der
Zeitschrift „Bahamas“) betreiben aktive Unterstützung für die AfD bei deren
anti-muslimischem  Rassismus  oder  auch  für  den  rassistischen  Mob  von
Chemnitz. Doch auch die weniger „extremen“ Teile dieses Spektrums üben
sich  im  politischen  Angriff  gegen  Linke,  Antirassist_innen  und
Internationalist_innen und in deren Verleumdung als „Antisemit_innen“.

Eine solche Politik behindert aktiv die Formation von Widerstand gegen den
bundesdeutschen Rechtsruck und spielt letztlich rechten Kräfte in die Hände,
die nicht nur in den Parlamenten, sondern auch auf der Straße zunehmend
erstarken und zur wachsenden Gefahr für uns alle werden.

Statt Spaltung und Diffamierung braucht der Kampf gegen rechts, gegen
Sexismus, Rassismus und Nationalismus heute mehr denn je Solidarität und
gemeinsame Aktionen von uns Lohnabhängigen, MigrantInnen, Jugendlichen,
Frauen,  LGBTIAs,  SchülerInnen  und  Studierenden.  Wir  sehen  keinen
Widerspruch darin, gemeinsam gegen Rassismus auf die Straße zu gehen
und trotzdem diverse  politische  Positionen  zu  verschiedenen  Themen zu



vertreten.

Gemeinsam  gegen  Ausgrenzung  und
Diffamierung
Gegen  die  Ausgrenzungspolitik,  Diffamierungen  und  Angriffe  von
„Antideutschen“  werden wir  uns  daher  in  Zukunft  gemeinsam zur  Wehr
setzen – trotz unserer politischen Unterschiede.

All  jene,  die  unter  Antifaschismus  nicht  nur  eine  Szene,  sondern  eine
ernstgemeinte  politische  Praxis  verstehen,  fordern  wir  auf,  mit  uns
gemeinsam  gegen  diese  Kampagne  anzukämpfen.  Wir  lassen  uns  nicht
bürokratisch und willkürlich aus Bündnissen und von Aktionen ausgrenzen.
Wir lassen uns nicht unsere Rede- und Propagandafreiheit nehmen!

Wir  werden  weiterhin  die  rassistische  und  nationalistische  Politik  der
israelischen Regierung und deren Unterstützung durch den deutschen und
US-Imperialismus bekämpfen. Wir werden weiterhin gegen Kriegstreiberei
und  Interventionen  auftreten  .Wir  werden  unsere  Solidarität  mit  dem
palästinensischen  Widerstand  und  den  antizionistischen  Kräften  bekunden.

Die  Kriminalisierung  antizionistischer  Kräfte  in  Deutschland  stellt  ein
Pilotprojekt dar, in Zukunft jede politische Bewegung, die die Außenpolitik
der deutschen Regierung und die imperialistische Interessen kritisiert, zu
unterdrücken.  Türkische  und  kurdische  linke  Organisationen  werden  mit
Hausdurchsuchungen,  Verhaftungen,  Verboten  und  Terrorismusvorwürfen
konfrontiert. In Zukunft sind beispielsweise ähnliche Vorgehen gegen linke
Bewegungen vorstellbar,  die  sich gegen eine militärische Intervention in
Venezuela stellen oder gegen die rechte Regierung in Brasilien.

Der Kampf gegen palästinensische Organisationen stellte daher einen Teil
des Kampfes gegen die gesamte internationale Linke dar.

Daher  rufen  wir  alle  internationalistischen  Kräfte  in  der  Linken  und
ArbeiterInnenbewegung  auf,  sich  gemeinsam gegen  die  Denunziation  zu
wehren.



Wir,  die  unterzeichnenden  Organisationen  und  Bündnisse,  wollen  unsere
Kräfte  gegen  zukünftige  Angriffe  von  sog.  Antideutschen  bündeln  und
gemeinsam allen Ausgrenzungsversuchen entgegentreten.

Kein  Ausschluss  internationalistischer,  anti-imperialistischer  und
ant iz ionist ischer  Kräfte  aus  l inken  Bündnissen  oder
ArbeiterInnenorganisationen!
Solidarität mit allen linken Gruppierungen oder Einzelpersonen, die
wegen  ihrer  internationalistischen,  solidarischen  Haltung
kriminalisiert,  entlassen  oder  denunziert  werden  sollen!
Gemeinsamer  Schutz  linker  Veranstaltungen  und  Blöcken  gegen
(angedrohte)  physische  Angriffe  und  Provokationen  sog.
Antideutscher!

Ihren  Diffamierungskampagnen,  Ausschlüssen  und Verleumdungen setzen
wir unsere internationale Solidarität entgegen! Der Kampf gegen rechts kann
erfolgreich sein, wenn wir anfangen, uns gegen die Spaltungsversuche und
Diffamierungen zu wehren, und gemeinsamen Widerstand organisieren.

UnterzeichnerInnen
ArbeiterInnenmacht

BDS Berlin

CUP Berlin

F.O.R Palestine

MLPD

No pasarán Hamburg

Palästina Komitee Stuttgart

REBELL

REVOLUTION

http://arbeiterinnenmacht.de/
http://bdsberlin.org/
http://for-palestine.org/de/
https://www.mlpd.de//
https://nopasaranhamburg.com/
https://senderfreiespalaestina.de/
http://rebell.info/
http://onesolutionrevolution.de/


Revolutionäre Internationalistische Organisation

Solidaritätskomitee Katalonien Berlin

Sudan:  Revolution  und
Konterrevolution
Die  Weltarbeiter_Innenklasse  schaut  dieser  Tage  mit  Spannung  und
Hoffnung  auf  die  politische  Entwicklung  im  Sudan,  wo  wir  momentan
zeitgleich mit Algerien eine Fortsetzung der arabischen Revolution sehen.

Hintergrund

Nach  monate langem  Demonstr ieren ,  Campieren  vor  dem
Militärhauptquartier  in  der  Hauptstadt  Khartum und Streiken wurde der
islamistische Diktator Omar al-Bashir am 11. April gestürzt. Damit war die
Revolution  aber  noch  längst  nicht  beendet,  denn  ein  militärischer
Übergangsrat übt seitdem die Regierungsgewalt aus. Das Militärregime hat
also  bisher  nur  ihre  Führungsfigur  geopfert,  um  den  ganzen  Rest  der
herrschenden Militärcliquen zu retten.

Forderungen der Opposition

Die  Oppositionsbewegung  wird  von  der  AFC  (Alliance  for  Freedom and
Change = Allianz für Freiheit und Veränderung) dominiert. Diese forderte
eine zweijährige Übergangszeit, in der eine mehrheitlich zivile provisorische
Regierung die Regierungsgeschäfte leiten und eine Wahl vorbereiten sollte.
Doch nicht  einmal  diese  tatsächlich  sehr  harmlose  Forderung wollte  die
Militärjunta erfüllen. In der Folge erhöhte die Opposition weiter den Druck.
Die Platzbesetzung vor dem Militärhauptquartier blieb bestehen und letzte
Woche wurde sogar ein 2-tägiger Generalstreik organisiert.

http://www.klassegegenklasse.org/
https://onesolutionrevolution.de/sudan-revolution-und-konterrevolution/
https://onesolutionrevolution.de/sudan-revolution-und-konterrevolution/


Antwort des Militärs

Weil die Militärregierung nicht einmal die grundlegendsten demokratischen
Rechte  einführen  will,  ging  sie  am  Montag  den  3.  Juni  wieder  in  die
Offensive. Sie richtete auf dem besetzten Platz vor dem Militärhauptquartier
ein  Massaker  an,  um den  Widerstand  der  Protestbewegung zu  brechen.
Bisher sind über 100 Tote gezählt worden. Seitdem überzieht das Militär das
Land mit einer brutale Repressionswelle. Gepanzerte Wagen patrouillieren
durch die Hauptstadt und machen jagt auf Demonstrant_Innen. Dabei wird
vor  allem  das  RSF  (Rapid  Support  Force)  eingesetzt,  welches  durch
abscheulichste  Kriegsverbrechen  im  bis  heute  anhaltenden  Darfurkrieg
berüchtigt ist. Das Angebot Wahlen in 9 Monaten abzuhalten ist angesichts
Repression  natürlich  blanker  Hohn.  Die  Taktik  der  gewaltsamen
Niederschlagung birgt allerdings auch die Gefahr eines flächendeckenden
Bürger_Innenkrieges, wie die syrische Revolution gezeigt hat.

Reaktion der Bewegung

Auch  die  letzten  Hoffnungen  in  die  neue  Militärregierung  sind  damit
verpufft. Die Opposition ruft deshalb zu massenhaftem zivilem Ungehorsam
auf. Demostrant_Innen erreichten überall in Khartum Straßenblockaden, um
die Stadt lahm zu legen. Der „Sudanese Professionals Association“ (SAP), in
Gewerkschaftsbund, der akademische Berufe organisiert,  hat angekündigt
die Arbeit niederzulegen, bis das Regime gestürzt ist.

Internationale Reaktion und Bedeutung

Natürlich unterstützen reaktionäre Regime, wie Ägypten, Saudi-Arabien und
die Vereinigten Arabischen Emirate die Militärdiktatur. Zum einen führen die
beiden letzten zusammen mit dem Regime einen grausamen Krieg im Jemen,
zum andern wollen diese Staaten die Revolution zu jedem Preis  im Blut
ertrinken  sehen,  um  den  Sudan  als  eine  stabile  islamistische  Diktatur
erhalten.  Zu  groß  ist  die  Angst  vor  einer  Neuauflage  einer  Arabischen
Revolution auch in ihren Ländern. Die Widersprüche, die den Arabischen
Frühling  damals  hervorbrachten,  haben  sich  seit  dem  nämlich  weiter
verschärft.  Motiviert  durch  eine  erfolgreiche  Revolution  in  der  Region



könnten Ländern die Menschen auch in anderen Ländern wieder gegen ihre
Unterdrückung aufbegehren.

Die westlichen Politiker unterstützten heuchlerisch die zivile Opposition. So
können  sie  sich  in  ihren  Heimatländern  als  Demokrat_Innen  darstellen.
Außerdem erhoffen sie sich natürlich durch einen von ihnen befürworteten
Regime-Change Zugriff auf die Rohstoffe, die Arbeitskräfte und natürlich den
Markt des Sudan. Russland und China unterstützen aus demselben Grund
wiederum die Militärjunta.

Perspektiven der Bewegung

Entscheidend  wird  sein,  ob  sich  die  Gewerkschaften  der  gesamten
Arbeiter_Innenklasse  zu  einem  unbefristeten  Generalstreik  entschließen.
Dieser würde zwangsläufig die Machtfrage stellen, weil die Arbeiter_Innen
die  Arbeit  erst  dann  wieder  aufnehmen  würden,  wenn  ihr  Widerstand
endgültig gebrochen oder ihr Ziele eines Sturzes des Regimes erreicht ist.

Um der Repression des Militärs zu begegnen müssen die Massen aber auch
in  die  Kasernen  strömen  und  die  unteren  Soldatenränge  zu
Befehlsverweigerung  und  zur  praktischen  Solidarität  mit  der  Bewegung
aufrufen. Momentan werden allerdings zur Niederschlagung der Proteste nur
absolut loyale Spezialkommandos eingesetzt. Die Bewegung muss deshalb so
groß werden,  dass  die  Armee gezwungen ist,  die  einfachen Soldaten zu
zwingen auf ihre eigenen Schwestern und Brüdern zu schießen. Das erhöht
die  Chance enorm, dass  die  Soldaten sich gegen ihre Offiziere erheben.
Außerdem  kann  nur  eine  potentiell  siegreiche  Bewegung  den  Soldaten
Schutz vor Repression in Aussicht stellen.

Die Revolution kann aber nur erfolgreich sein, wenn sie nach dem Sturz des
Regimes die Arbeiter_Innenklasse an die Macht bringt. Nur sie ist nämlich in
der  Lage  ein  Programm  zu  verwirklichen,  welches  säkulär  ist,  den
unterdrückten Völkern (z.B. in der Dafur-Region) Selbstbestimmung bringt
und die Wirtschaft auf Grundlage eines sozialistischen Plans reorganisiert.
Dafür muss aber auch eine kommunistische Partei aus der Opposition heraus
gegründet werden, die in der Lage ist dieses Programm zu formulieren und



die Massen für eben jenes Programm zu gewinnen und zu mobilisieren. Es
braucht  aber  auch  praktische  internationale  Solidarität,  die  jedwede
Unterstützung  für  das  Regimes  sabotiert,  ähnlich,  wie  es  französische
Hafenarbeiter bei ihrer Weigerung ein Schiff mit Waffen für Saudi-Arabien zu
beladen, getan haben.

Die  Arbeiter_Innenklasse  braucht  in  Zeiten  von  Rechtsruck,  verstärkter
staatlicher Repression und neoliberalen Angriffen endlich wieder einen Sieg,
um international gestärkt in die kommenden Kämpfe zu gehen!

Kommunal-  und  Europawahlen
in Sachsen: Eine letzte Warnung
Am 26.  Mai  waren auch in  Sachsen rund 3,3  Millionen Wahlberechtigte
aufgerufen, nicht nur das EU-Parlament zu wählen, sondern auch für die
Kommunalwahlen ihre Stimmen abzugeben. Im vorläufigen Endergebnis zu
den  Wahlen  wird  unmissverständlich  deutlich,  wovor  wir  schon  lange
warnen: Es gibt einen tiefgreifenden gesellschaftlichen Rechtsruck. Dieser
äußert  sich  nicht  nur  im Wahlsieg  der  Rechtspopulisten in  Ländern wie
Frankreich,  Großbritannien  und  Italien,  sondern  schlägt  sich  auch  im
Ergebnis der „Alternative für Deutschland“ (ff.  AfD) wieder und tritt  am
heftigsten in Sachsen zum Vorschein: Die AfD ist in fast allen Landkreisen
sowie  in  Chemnitz  und fast  auch in  Dresden als  stärkste  Kraft  aus  den
Wahlen hervorgegangen. Lediglich im Vogtland und in Zwickau schaffte es
die CDU, den ersten Platz zu verteidigen. In Leipzig konnten die Grünen die
meisten Stimmen holen. In allen anderen Städten und Gemeinden erhielt die
AfD die meisten Stimmen und ließ die CDU erstmals hinter sich.

Nach dem derzeitigen Stand kommt die AfD bei der EU-Wahl insgesamt auf
25,3% der Stimmen in Sachsen  und konnte somit ihr Ergebnis im Vergleich
zu 2014 (10,1%) mehr als verdoppeln. Die CDU hingegen hat seit der letzten
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Europawahl 11,5% einbüßen müssen und kam damit gerade mal auf 23%.
Dahinter landete DIE LINKE mit 11,7% (-6,6%) . Die Grünen kamen auf 8,6%
und die FDP konnte 4,7% der Stimmen erreichen. Die SPD wurde ebenfalls
abgestraft  und  hat  mit  aktuell  8,6% fast  die  Hälfte  ihrer  Wähler*Innen
verloren (Vgl. 2014: 15,6%). Die Satirepartei „Die Partei“ schaffte es auch in
Sachsen vor allem von der Schwäche der Linken zu profitieren und erzielte
hier bemerkenswerte 2,9%.

Falls  die  AfD  es  schafft  Ihr  derzeitiges  Ergebnis  zur  Landtagswahl  im
September zu verteidigen oder schlimmstenfalls sogar noch zulegt, lässt sich
eine Regierungsbildung durch CDU und AfD nicht ausschließen. Um dies zu
verhindern, müsste die CDU gemeinsam mit den Grünen, der SPD und FDP
eine  Koalition  eingehen,  die  jedoch  knapp  um  die  Regierungsmehrheit
bangen müsste. Unter Umständen würde notfalls DIE LINKE für die nötige
Mehrheit  sorgen  oder  sogar  eine  Regierungsbeteiligung  anbieten,  um
sozusagen eine „Demokratische Allianz“ gegen die AfD zu bilden. Eine solche
Koalition  würde  zweifellos  dem  Anschein  der  AfD  als  einzige  Anti-
Establishment Partei in die Hände spielen und die SPD und LINKE durch den
Ausverkauf der eigenen sozialen Basis schaden. Ob die CDU sich überhaupt
darauf  einlassen  würde,  ist   allerdings  ebenfalls  fraglich.  Es  wäre  auch
denkbar,  dass die CDU ihren derzeitigen Kurs ändert und sich doch auf
Gespräche mit der AfD einlässt, welche zusammen eine stabilere Mehrheit im
Landtag stellen könnten, als die erstgenannte Regierungsoption. Die Folgen
einer CDU-AfD Koalition in Sachsen wären schwerwiegend, gerade für uns
Jugendliche und Menschen mit Migrationshintergrund. Es ist nicht nur so,
dass dann eine rechtspopulistische, rassistische Partei mit in der Regierung
säße und als stärkste Kraft sogar den  Ministerpräsidenten stellen würde. Die
AfD leugnet außerdem offen den Klimawandel, ist gerade in Sachsen  eng mit
faschistischen Strukturen und militanten Neonazis vernetzt und gilt als einer
der  rechtesten  Landesverbände.  Neben  einer  Verschärfung  der
asylfeindlichen  Politik  und  einer  zunehmend  rassistisch  aufgeheizten
Stimmung  können  wir  uns  im  Falle  einer  CDU-AfD  Koalition  nach  den
Landtagswahlen auch auf Sozialkürzungen, den weiteren Ausbau des Polizei-
und  Überwachungsstaates,  die  zunehmende   Einschränkung  von
Grundrechten und Kriminalisierung von Linken und der FridaysForFuture-



Bewegung einstellen. Mit dem am 1. Januar 2020 in Kraft tretenden, neuen
Polizeigesetz hätte eine solche Regierung auf alle Fälle ein großes Repertoire
an Unterdrückungswerkzeugen zur Hand. Es ist nicht übertrieben davor zu
warnen, dass gerade die klimafeindliche und zu Teilen ultrarechte sächsische
AfD insbesondere  antirassistische Aktivist*Innen, streikende Schüler*Innen
und linke Gruppen mit harter Repression überziehen
würde.

Daher ist es jetzt um so wichtiger, Widerstand gegen die AfD zu organisieren
und  eine  antirassistische  und  soziale  Bewegung  gegen  den  Rechtsruck
aufzubauen. Hierbei könnte die aktuelle FridaysForFuture-Bewegung einen
wichtigen Beitrag leisten, indem sie auch offen gegen Rassismus und die AfD
Stel lung  bezieht.  Denn   Umweltschutz  bedeutet  Kampf  dem
Rechtsruck!Deshalb  organisieren  wir  zum 28.06.  einen  antirassistischen  
Schul- und Unistreik. Unter dem Motto #FridayAgainstRacism rufen wir vor
allem die Schüler*Innen, die sonst Freitags gegen den Klimawandel auf die
Straße gehen, aber auch die Studierenden und Auszubildenden dazu  auf, an
diesem  Tag  ein  deutliches  Signal  gegen  Rassismus,  Neoliberalismus,
Sexismus und eine  klimafeindliche  Politik  zu  setzen.  Wenn wir,  statt  im
Unterricht oder in den Hörsälen zu sitzen,  vor der Landtagswahl unsere
eigenen Positionen auf die Straße tragen, können wir uns als Jugendliche
Gehör verschaffen und ein deutliches Zeichen gegen den Rechtsruck setzen.
Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen! Deshalb schreibt
uns an, kommt zu unseren Treffen, beteiligt euch an den Vorbereitungen,
gründet an euren Schulen, in den Betrieben und Unis Streikkomitees und
lasst uns  unmissverständlich klar machen, was wir Jugendlichen für eine
Zukunft haben wollen: nämlich eine lebenswerte Zukunft ohne Rassismus,
Abschiebungen  und  Sozialabbau.  Eine  Zukunft,  in  der  NS-Rhetorik,  der
Klimawandel  und  ein  autoritärer  Polizei-  und  Überwachungsstaat  der
Vergangenheit angehören. Also eine  Zukunft ohne Rechtspopulismus, eine
Zukunft ohne die AfD!

Get organized:
29.05. – Demo- und Streiktraining / How to strike?
19.06. – Diskussion „Umweltzerstörung & Rassismus“ / Streikvorbereitung



Jeweils 17 Uhr in Dresden im Zentralwerk, Riesaer Str. 32, Seminarraum (1.
Stock links)
28.06. – #FridayAgainstRacism – Schulstreik
Beginn: 12 Uhr am Goldenen Reiter

#FridaysForFuture  –  Vom
Schulstreik zum Generalstreik!
Am letzten Freitag, den 24.05.19, fand wieder ein globaler Klimastreik statt.
Alleine in Deutschland beteiligten sich insgesamt über 320 000 Jugendliche
in vielen Städten an den Demonstrationen und Kundgebungen. Diese erneute
Rekordbeteiligung zeigt deutlich auf, dass die FFF-Bewegung schon jetzt die
größte  Jugendbewegung  seit  Jahrzehnten  ist.  Die  Schüler*Innen  und
Studierenden versprechen auch weiterhin, nicht aufzuhören, bis sich endlich
tatsächlich etwas verändert.
Um den Druck weiter zu erhöhen und die Bewegung zum Erfolg zu führen,
ist der Schulterschluss mit den Lohnabhängigen Erwachsenen unerlässlich.
Deshalb  begrüßen  wir  den  kürzlich  veröffentlichten  Aufruf  der
selbsternannten Führungspersonen von FFF, im September einen globalen
Generalstreik  für  das  Klima  durchzuführen.  Wenn  wir  den  Klimawandel
stoppen wollen, reicht es eben nicht aus, wenn nur die Jugendlichen Freitags
auf die Straße gehen. Wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit in den
Betrieben streiken und sich uns Jugendlichen anschließen, kann dies den
politischen,  aber  vor  allem  auch  den  wirtschaftlichen  Druck  auf  die
Verantwortlichen immens erhöhen und die Umweltbewegung auf ein höheres
Level heben. Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen, die
Bewegung  von  unten  demokratisieren  und  dafür  sorgen,  dass
verantwortliche  Pressesprecher*Innen  und  Führungspersonen
rechenschaftspflichtig,  weisungsgebunden  und  jederzeit  wähl-  und
abwählbar  sind.
Außerdem  brauchen  wir  die  direkte  Unterstützung  der  Gewerkschaften,
wenn der Generalstreik am 20. September ein Erfolg werden soll. Mit seinen
fast  sechs  Millionen  Mitgliedern  ist  der  DGB  die  mit  Abstand  größte
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Organisation  der  Arbeiter*Innenklasse  und  auch  international  sind  die
Meisten  der  organisierten  Lohnabhängigen  Geschwerkschaftsmitglieder.
Zwar  ist  ein  politischer  Streik  laut  Betriebsverfassungsgesetz  verboten,
jedoch sollten wir gerade deswegen die Gewerkschaften unter Druck setzen,
sich für das Recht auf politischen Streik zu engagieren und trotz Verbot zur
massenhaften Teilnahme am globalen Klimastreik aufrufen! Wir fordern vor
allem die Jugendstrukturen und Azubi-Vertreter der Gewerkschaften dazu
auf, deutlich Position zu beziehen und uns Jugendliche in unserem Kampf
gegen den Klimawandel zu unterstützen! Denn nur durch den gemeinsamen
Schulterschluss mit den Werktätigen können wir die Umweltbewegung zum
Erfolg führen.
Weiterhin  müssen  wir  Streikkomitees  an  den  Schulen,  Unis  und  in  den
Betrieben  aufbauen  und  ein  gemeinsames  Aktionsprogramm  mit  den
Schüler*Innen, Studierenden, Werktätigen und Aktivist*Innen entwickeln, in
dem die notwendigen Schritte und Forderungen, um die Bewegung weiter
aufzubauen  und  den  Klimawandel  zu  stoppen,  artikuliert  werden.  Die
bisherigen Forderungen sind nicht einmal annähernd ausreichend, um unser
Ziel  zu  erreichen..  Wir  sollten  keine  Illusionen  darin  haben,  dass  die
Politiker*Innen  und  die  Bosse  einfach  so  auf  uns  hören  werden  oder
überhaupt ein Interesse daran haben, die Umwelt zu retten. Es sind ja gerade
jene Politiker*Innen und Konzerne, die uns die kommende Klimakatastrophe
bescheren. Darum sollten wir die Dinge selbst in die Hand nehmen und für
die Absetzung der Politiker*Innen und für die Enteignung der Klimakiller
eintreten.  Erst  dann,  wenn  wir  Jugendlichen  gemeinsam  mit  den
Arbeiter*Innen  die  gesellschaftlichen  Entscheidungen  und  die  Wirtschaft
demokratisch  kontrollieren und auf  eine  nachhaltige,  bedürfnisorientierte
Produktion umstellen, können wir den Klimawandel tatsächlich aufhalten.
Darum: Save the world – smash capitalism! Organisiert den globalen
Generalstreik!

Österreich:  Massenkundgebung

https://onesolutionrevolution.de/oesterreich-massenkundgebung-gegen-strache-und-die-regierung/


gegen  Strache  und  die
Regierung!
Bericht von REVOLUTION Austria

Heute waren tausende Menschen – die Polizei spricht von 5.000, wir können
daher von deutlich mehr ausgehen – gegen (Ex-)FPÖ-Chef H. C. Strache und
die schwarz-blaue Regierung auf der Straße. Die Stimmung war gleichzeitig
kämpferisch und euphorisch, da der verhasste Strache endlich zum Rücktritt
gezwungen  wurde.  REVOLUTION  und  Arbeiter*innenstandpunkt  nahmen
zusammen an der Kundgebung teil, wir rufen zu einer Massenbewegung zum
Sturz der Regierung und gegen die Politik für die sie steht auf.

Der Hintergrund für den Protest ist ein jetzt aufgetauchtes Video aus dem
Sommer 2017. In diesem Video sprechen Strache und (Ex-)FPÖ-Klubobmann
Johann  Gudenus  mit  einer  vermeintlichen  russischen  Oligarchin  über
profitable Kooperationen mit der FPÖ. Der Ursprung des Videos ist bisher
nicht geklärt, aber die FPÖ streitet die Echtheit des Videos nicht ab. In dem
Video spricht Strache offen darüber, wie man Großspenden an den Behörden
vorbei  über  einen  Verein  leiten  könnte  und,  dass  dies  auch  jetzt  schon
passiert (genannt werden unter anderem der Waffenproduzent Gaston Glock,
die  Mil l iardärInnen  Heidi  Horten  und  René  Benko  oder  der
Glückspielkonzern Novomatic). Das zeigt klar, die Verbindungen der FPÖ zu
den Reichsten und Mächtigsten Österreichs. Die FPÖ ist eben keine Partei
der kleinen Leute, sondern ein zentraler Verbündeter der österreichischen
KapitalistInnen.

Das zweite pikante Detail ist, dass Strache mit der vermeintlichen Millionärin
bespricht, die KRONE (die auflagenstärkste Zeitung Österreichs) zu kaufen,
dort unliebsame JournalistInnen hinauszuschmeißen und FPÖ-FreundInnen
zu installieren. Er wünscht sich eine parteitreue Presselandschaft wie sie
Orban in Ungarn, Erdogan in der Türkei oder Putin in Russland haben. Er
schlägt  ihr  auch  vor,  im  Gegenzug  zu  der  politischen  und  finanziellen
Unterstützung  Staatsaufträge,  die  aktuell  an  die  STRABAG  gehen,
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zuzuschanzen.

Die Kundgebung selbst, die vor allem von spontanen Emotionen zuerst der
Verärgerung  und  später  (nach  dem  Bekanntwerden  des  Rücktritts  von
Strache)  von  Freude  geprägt  war  kann  aber  nur  der  Anfang  sein.  Zum
aktuellen  Zeitpunkt  ist  noch  nicht  klar,  ob  die  Kurz-ÖVP  die
Regierungskoalition mit der FPÖ aufkündigen wird, oder sie mit geänderter
Besetzung fortsetzen wird.

Diese Kundgebung muss der Auftakt einer Bewegung gegen die gesamte
schwarz-blaue Regierung sein.  Weder Neuwahlen noch die  Rückkehr zur
großen  Koalition  bedeuten  einen  Bruch  mit  der  rassistischen,
frauenhassenden  und  arbeiterInnenfeindlichen  Politik  von  Schwarz-Blau.
Ganz im Gegenteil: FPÖ und ÖVP haben noch viel vor, dass an die korrupten
Versprechungen von Strache anknüpft. Die Steuerreform zur Entlastung der
Reichsten,  Sozial-  und  Gesundheitsabbau,  und  die  Angriffe  auf
Gewerkschaftsbewegung und Arbeiterkammer sind mehrmals angekündigt
worden, aber noch nicht durchs Parlament gegangen. Diese Projekte werden
die  Parteien,  auch  unter  anderer  Führung  oder  nach  Neuwahlen
weiterverfolgen.

Aber wir können die Krise der FPÖ in eine Krise der Regierung und eine
Krise  der  Regierungspolitik  verwandeln.  Eine  Massenbewegung  auf  der
Straße, an Arbeitsplätzen, Schulen und Unis kann nicht nur die Koalition
unter  Druck  setzen,  sondern  das  System,  dass  sie  verteidigen  und
verschärfen.  Die  zu  Recht  wütenden  ArbeiterInnen,  Jugendlichen  und
Arbeitslosen können ihre Wut auf die Korruption gegen das System richten
aus dem sie entstanden ist. Es ist die Aufgabe von RevolutionärInnen und
Linken,  jetzt  eine  Strategie  zu  entwickeln,  die  das  möglich  macht.  Wir
bleiben dran.



Was  ist  eigentlich
Greenwashing?
Was das eigentlich genau ist, lässt sich vereinfacht so beantworten: beim
Greenwashing  versuchen  Unternehmen  oder  auch  Regierung  sich  als
umweltfreundlicher  darzustellen,  als  sie  es  tatsächlich  sind.  Mit  einem
Ökolabel  wollen  sie  von  Verbrechen  gegen  die  Natur  und  schlechten
Arbeitsbedingungen ablenken und sich ein besseres Image geben. Seit, in
relativ großen Teilen der Gesellschaft, der Ruf nach mehr Umweltschutz wie
z.B. Ausstieg aus Kern -und Kohlenenergie, verbrauchsarme Autos, usw. laut
wurde  ,  wird  Greenwashing  verstärkt  zu  Werbezwecken  oder  zum
Wähler_innenstimmenfang genutzt. Wer dieses alles andere als grüne Spiel
betreibt, und wie, das wollen wir jetzt anhand einiger Beispiele zeigen.

Autoland Deutschland
Wer  sich  mit  Autos  ein  bisschen  auskennt,  weiß  dass  viele  davon  von
deutschen  Konzernen  hergestellt  werden:  VW,  BMW,  Mercedes,  Audi,
Porsche…  die  Liste  ließe  sich  noch  länger  fortsetzen  -alleine  zum  VW
Konzern gehören über zehn LKW und Automarken. Diese Industriemacht hat
ein  hohes  Stimmgewicht  in  politischen  Entscheidungen,  denn  im
Kapitalismus vertreten Nationalstaaten und ihre Regierungen meistens nicht
die Interessen der Bevölkerung, sondern der stärksten Unternehmen – in
diesem Fall der großen Autohersteller. So wundert es uns dann auch nicht,
dass  der  ehemalige  Verkehrsminister  (richtiger  wäre  Autominister)
Alexander Dobrindt sich darum hinter die Autokonzerne stellte, als bekannt
wurde, dass bei den Abgasen von Dieselmotoren kräftig manipuliert wurde,
um  die  Autos  als  „grün“  zu  verkaufen.  Dobrindt  sagte  dazu:  „Ein
Imageschaden für deutsche Autos droht und das empfinde ich als furchtbar.“
Es  geht  ihm also  nicht  um uns,  die  die  verpestete  Luft  atmen müssen,
sondern  um  die  Profite  der  Autokonzerne.  Ein  umweltfreundlicheres
Verkehrsmittel wäre die Eisenbahn. 2016 gaben über 80% der Befragten in
einer  Umfrage  an,  dass  viel  mehr  Güter  auf  die  Schienen  statt  auf  die
Straßen gehören. Einer der Hauptgründe dafür war laut den Befragten der
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Umweltschutz. Doch der Anteil der Schiene am Güterverkehr liegt seit über
10 Jahren bei höchstens 18%. Auf den verstopften Autobahn verpesten dafür
umso mehr Diesel – LKWs die Luft, wobei sie auch noch von der vor einigen
Jahren reduzierten Maut profitieren.

BP und RWE
Die  zwei  bekanntesten  Fälle  von  Greenwashing  verdanken  wir  dem
Ölkonzern British Petroleum und dem deutschen Energiekonzern RWE. Mitte
der 2000er Jahre versuchte sich der  britische Ölkonzern BP daran,  dem
schwarzen  Brennstoff  ein  grünes  Image  zu  geben.  Anstatt  „British
Petroleum“ nannte sich das Unternehmen nun „Beyond Petroleum“, was so
viel wie „jenseits des Erdöls“ heißt. Dazu noch ein passendes grünes Logo
und  schon  ist  das  grüne  Image  fertig.  Groß  angekündigt  wurden
Investitionen  in  erneuerbare  Energien,  eigens  dafür  wurde  die
Unternehmenssparte „Alternative Energy“ gegründet. In der Tat wurden von
BP auch erneuerbare Energien aufgebaut, doch der Versuch einen Ölkonzern
als grün zu verkaufen, scheiterte als sich der Golf von Mexiko (Meer südlich
der USA) im Jahre 2010 schwarz färbte. Eine Ölbohrplattform von BP war in
Brand geraten und gesunken, was blieb war ein wochenlang anhaltender Öl-
Strom aus dem Meeresboden. Um den Imageschaden für BP klein zu halten
wurden Schweigegelder bezahlt und Fotos gefälscht. Das Öl wurde übrigens
auf besonders „grüne“ Weise auf der Wasseroberfläche verbrannt oder mit
Chemikalien im Meer gelöst.

Das Unternehmen RWE versuchte sich 2009 mit Werbung als „grüner Riese“
zu  etablieren:  der  Energiekonzern  drehte  eine  Spot  dazu  mit
Windkraftanlagen und grünen Landschaften. Zur selben Zeit war RWE einer

der Hauptverantwortlichen für den deutschen CO2– Ausstoß und gerade mal
2% des RWE Stroms wurden damals durch erneuerbare Energien gewonnen.
Übrigens verbrennt RWE auch heute weiterhin jährlich tausende Tonnen von
Kohle.



Grüne Revolution statt grünes Werbe-Image
Im  Kapitalismus  werden  Konzerne  die  von  der  Zerstörung  der  Umwelt
profitieren,  niemals  über  schein-grüne  Manipulation  und  Gelaber  hinaus
kommen. Dazu gehören Energieunternehmen genauso wie die Autoindustrie
oder auch politische Gruppen und Parteien.  Sie betreiben Greenwashing,
weil es ein bestimmtes Interesse an Umweltschutz gibt, dass ich auf den
Markt und an in der Wahlurne nieder schlägt. Beim Greenwashing geht es
nie um den Schutz der Umwelt, sondern um Profite und Stimmen. Das alles
bestimmende Moment in unserer Gesellschaft ist weder Nachhaltigkeit noch
der  Schutz  unserer  lebensnotwendigen  Umwelt.  Über  allem  steht  die
Profitlogik  des  Kapitalismus,  dessen  Konkurrenzdruck  alle  Unternehmen
dazu  zwingt  mehr  und  mehr  Profit  zu  erwirtschaften.  Wer  mit  den
Ressourcen  nachhaltiger  umgeht  und  echten  Umweltschutz  betreibt,  hat
automatisch eine  Konkurrenz-Nachteil,  weil  das  teurer  ist  und geringere
Profite erwirtschaftet werden. Langfristig führt dass ein Unternehmen in die
Pleite. Sicher gibt es einige Momente, wo eine umweltschützende Maßnahme
mit Profitinteressen einhergeht, aber unterm Strich ist es viel profitabler z.B.
weiter auf Braunkohle zu setzen oder Müll einfach irgendwo abzukippen. Den
Lebensraum von uns Menschen langfristig zu erhalten, kann im Kapitalismus
nie verwirklicht werden. Es braucht eine sozialistische Revolution, die eine
demokratische  Planwirtschaft  erkämpft,  die  einen  tatsächlichen
Umweltschutz  umsetzen  kann  und  durch  gezielten  Ausbau  erneuerbaren
Energien,  durch  den  Vorzug  einer  Verkehrswende  und  durch  einen
nachhaltigen  Umgang  mit  Naturressourcen.  Erst  ein  demokratisches
Wirtschaftssystem, was sich an den Bedürfnissen der Menschen und nicht am
Profit  orientiert,  kann  die  fortwährende  Zerstörung  unseres  Planeten
aufhalten.  Für  uns  ist  Umweltschutz  aber  dennoch  nichts,  was  wir
irgendwann  im  Sozialismus  umsetzen  wollen.

Wir fordern:

Lasst uns gemeinsam den Kampf für den Umweltschutz
und  die  Entlarvung  des  Greenwashing  als  profitable



Lüge der Kapitalist_Innen aufnehmen!

Enteignung  der  Verkehrsunternehmen  und
Autoindustrie! Stellt sie unter Arbeiter_Innenkontrolle!

Kostenlose und flächendeckend ausgebaute öffentliche
Verkehrsmittel für alle!

Für den Ausstieg aus der  fossilen Energiegewinnung
und den Einstieg in regenerative, grüne Energien durch
die Kontrolle der Lohnabhängigen!

Umweltzerstörung  &
Klimawandel:  Wer  ist  schuld
daran?
Redaktion, Mai 2019

Der Klimwandel ist ein globales Problem und macht nicht an den Grenzen
irgendeines Nationalstaates stopp. Soweit waren wir schon. Ausgenommen
vielleicht der AfD, die denkt, dass CO2 gut für die Umwelt ist, oder Trump
der glaubt, dass der Klimawandel nicht existiert, da es letztes Jahr in den
USA geschneit hat. Aber mal abgesehen von diesen Spinnern haben das die
meisten Regierungen heute schon erkannt.  Was viele noch nicht erkannt
haben ist, wer denn eigentlich die Schuld daran trägt. Bürgerliche Parteien
und NGOs wie die CDU, die SPD, die Grünen, der BUND oder Greenpeace
erzählen  uns,  dass  jede_r  Mensch  auf  der  Welt  eine  Mitschuld  am
Klimawandel hat und wir einfach mal bei uns selbst anfangen müssen, etwas
für die Umwelt zu tun. Das ist an sich auch erst einmal nicht verkehrt, jedoch
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tun diese selbsternannten Umweltschützer_innen so, als ob alle Menschen
gleich viel zum Klimawandel beitragen würden.
Dass das absoluter Schwachsinn ist, hat zuletzt eine Studie aus dem Climate
Accountability  Institute  im  US-Bundesstaat  Colorado  bewiesen.  Demnach
werden 63 Prozent der durch den Menschen verursachten Kohlendioxid- und
Methan-Emissionen von  allein  90  großen Unternehmen ausgestoßen.  Die
Chefs dieser Monopolkonzerne würden wahrscheinlich alle in ein einziges
großes  Flugzeug  passen  aber  sind  für  den  Großteil  der  globalen
Klimakatastrophe verantwortlich. Mit von der Partie sind alte Bekannte wie
BP, ChervronTexaco, Total, Gazprom, Exxon Mobil oder RWE, also vor allem
die Energie-, Kohle- und Ölbranche. Und diese Unternehmen haben ihren
Sitz auch zufällig nicht gleichmäßig verteilt in allen möglichen Ländern der
Welt sondern ausschließlich in den reichsten Nationen. Doch das ganze Spiel
wird noch abstruser: Nicht nur, dass der Großteil des Klimawandels auf das
Konto  einiger  weniger  Nationen  geht,  die  auch  noch  Milliardengewinne
damit einfahren, die Kosten und Folgen dieser Katastrophe müssen vor allem
die  Länder  tragen,  die  nichts  von  den  Gewinnen  abkriegen.
Überschwemmungen,  Artensterben  und  Dürreperioden  sind  da  erst  der
Anfang. Es ist nicht nur der durch Treibhausgase verursache Klimawandel,
mit  dem die imperialistischen Monopolkonzerne die Lebensgrundlage des
Restes der Welt untergraben. Durch die wirtschaftliche Abhängigkeit, in der
die ehemaligen Kolonialmächte ihre Ex-Kolonien bis heute halten, spielt in
diesen  häufig  die  Landwirtschaft  eine  große  Rolle.  Vor  allem  zur
Selbstversorgung, aber auch für den Export von sogenannten Cash-Crops,
also landwirtschaftliche Anbauprodukte, die nicht direkt als Nahrungsmittel
für  Menschen  verwendet  sondern  in  imperialistische  Nationen  exportiert
werden, wie z.B. Soja als Futtermittel für Rinder oder Mais zur Erzeugung
von  Biogas.  Diese  Art  der  Ausbeutung  führt  zu  Wirtschaftskrisen,
Hungersnöten und Wüstenbildung. Möglich macht’s das massive Aufkaufen
von Land durch riesige Agrarkonzerne (auch „landgrabbing“ genannt). Die
somit  entstehenden  Monokulturen  und  die  damit  einhergehende
Überbeanspruchung der Böden führen nicht nur zu massivem Artensterben
sondern  auch  zu  Bodendegradation  und  Desertifikation.  Das  meint  die
langfristige  Verschlechterung des  Zustandes  des  Bodens und somit  auch
seiner Nutzbarkeit. Die Monokulturen entziehen dem Boden Jahr für Jahr



dieselben Stoffe, bis dieser völlig ausgelaugt ist und vergiften ihn zusätzlich
durch Dünger und Pestizide.
Laut UNO-Statistiken müssen bereits jährlich rund 26 Millionen Menschen
aufgrund  des  Klimawandels  fliehen.  Für  das  Jahr  2050  wird  davon
ausgegangen,  dass  diese  Zahl  auf  mindestens  200  Millionen  Menschen
ansteigen wird. Diese Menschen versuchen meistens in die Länder zu fliehen,
die  mit  ihrer  schädlichen  Klimapolitik  der  Grund  sind,  warum  diese
Menschen fliehen mussten. Nur wird ihre Fluchtursache auch nicht rechtlich
anerkannt, sodass sie häufig als sogenannte „Wirtschaftsflüchtlinge“ wieder
abgeschoben werden.
Während  die  wirtschaftlich  führenden  imperialistischen  Nationen  einen
Großteil  der  weltweiten  Treibhausgasemissionen  produzieren,  halten  sie
andere Länder,  die sie ehemals kolonialisiert  haben, in Abhängigkeit,  als
Reservoir für billige Arbeitskräfte,  als Rohstofflager und als Mülldeponie.
Noch  dazu  blockieren  sie  Wissenschaft  und  technischen  Fortschritt  zu
umweltfreundlichen Energie- und Transporttechniken, um die wirtschaftliche
Monopolstellung ihrer Energie- und Automobilkonzerne nicht zu gefährden.
Im Folgenden wollen wir uns nur 3 halbkoloniale Länder anschauen, in denen
die  Klimapolitik  der  imperialistischen  Nationen  bereits  heute  zu
katastrophalen  Folgen  führt,  anschauen:

1.  Bangladesch  liegt  geographisch  in  einer  Region  die  jährlich  von
Starkregenereignissen  heimgesucht  wird,  den  Monsunen.  Diese  bringen
Massen  an  Niederschlag  vom  indischen  Ozean  und  regnen  vor  dem
Himalaya-Gebirge wieder ab. Hinzu kommt jetzt noch, dass Bangladesch von
einem  Flussdelta  beherrscht  wird.  Das  Zusammenspiel  dieser  beiden
Faktoren  führt  dazu,  dass  jährlich  mit  riesigen  Überschwemmungen  zu
rechnen  ist,  die  auch  weitreichende  Folgen  haben,  da  das  Land  in  den
meisten Regionen auch relativ flach ist. Steigt nun der Meeresspiegel durch
die abschmelzenden Polkappen, steigen einerseits die Flüsse weiter an und
andererseits  verstärken  sich  die  Monsune,  da  mehr  Wasser  in  der
Atmosphäre  kondensiert  und  so  auch  wieder  abregnen  kann.  Diese
Umweltkatastrophen zwingen jährlich rund 250.000 Menschen zur Flucht, da
entweder keine Landwirtschaft mehr betrieben werden kann oder sie ihre
Häuser in der Flut verlieren. Es sind vor allem die ärmsten Menschen, die in



den Küstenregionen wohnen, kein Geld für feste Häuser haben oder die von
der  Landwirtschaft  leben  und  deren  Existenz  damit  zerstört  wird.  In
Bangladesch leben insgesamt über 160 Millionen Menschen, die bis zum
Ende  des  Jahrhunderts  wahrscheinlich  alle  ihre  Heimat  verloren  haben
werden. Einige Prognosen gehen sogar davon aus, dass bis 2030 das Land
fast  komplett  verschwunden  sein  wird.  Zurzeit  werden  erste
Schutzmaßnahmen in Form von Deichen vorgenommen, aber wer sich eine
Karte des Landes anschaut, wird schnell zu der Schlussfolgerung kommen,
dass diese Prävention eher wenig ausrichten kann.

2.  Ein  anderes  Problem findet  sich  beispielhaft  in  Ägypten  und  betrifft
ebenfalls Wasser als Komponente. Der Nil ist schon seit Jahrtausenden von
Interesse für die Menschen und war immer Bestandteil der Landwirtschaft in
Ägypten und den anderen Staaten, die der Nil durchfließt. Vor allem dient er
der  Bewässerung.  Dafür  muss  der  Fluss  durch  die  anhaltende
Bodenzerstörung nun immer stärker ausgebeutet werden. Dafür wurden nun
viele  Kanäle  gebaut,  mit  denen  das  Wasser  zur  Bewässerung  von
monokulturellen Plantagen durch das Land geleitet wird. Ähnliches geschah
schon einmal am Aralsee, der bis heute fast 90% seiner Fläche verlor. Um ein
ähnliches  Schicksal  mit  dem  Nil  zu  verhindern,  baute  man  daraufhin
Staudämme.  Allerdings  werden  für  die  Dämme  wiederum  immer  mehr
Flächen  überschwemmt  und  dort  lebende  Menschen  werden
zwangsumgesiedelt  oder  müssen  fliehen.

3.  Für das letzte Beispiel  bleiben wir  in Afrika:  Im Kongo wird seit  der
Kolonialisierung  durch  Belgien  die  Bevölkerung  und  der  Regenwald
ausgebeutet, insbesondere für seine Bodenschätze, wie Kupfer, Gold, Coltan
und  Kobalt.  Zwar  sind  die  Belgier  seit  fast  60  Jahren  nicht  mehr  die
Kolonialherren,  allerdings  blieb  der  Bedarf  an  Rohstoffen  in  den
imperialistischen  Ländern  und  somit  übernahmen  nur  die  großen
Monopolkonzerne  das  Ruder.  Die  direkte  Herrschaft  der  Kolonialtruppen
wurde  wie  in  den  meisten  ehemaligen  Kolonien  nur  in  die  indirekte
Herrschaft der Handelsverträge, Kredite und Staatsschulden umgewandelt.
Besonders Coltan und Kobalt sind heutzutage in der High-Tech Produktion
sehr relevant, z.B. für Akkus. Da die Monopolkonzerne möglichst hohe Profite



erzielen müssen, sparen sie wo es nur geht. Die Rohstoffe werden deshalb
nicht  von großen Baggern ausgebuddelt,  sondern von meist  sehr  jungen
Arbeiter_innen  in  engen  Minen,  die  dafür  Hungerlöhne  bekommen  und
keinerlei  Arbeitsschutz  erhalten.  Wieder  an  der  Oberfläche  angekommen
wird das Erz mit hochgiftigem Quecksilber gewaschen und anschließend im
nächsten  Fluss  entsorgt.  Die  ganzen  Schadstoffe  gelangen  so  in  das
Grundwasser. Damit werden nicht nur Pflanzen und Tiere verseucht, sondern
auch  die  Menschen,  die  sowohl  ihr  Trinkwasser  aus  den  Flüssen  oder
Brunnen beziehen oder deren Nahrungsmittel  in  den Regionen angebaut
wurden.  Letztendlich  gelangen  die  Schadstoffe  auch  in  die  Meere  und
Ozeane, in denen die Flüsse münden. Der Kongo ist da nur eins von sehr
vielen Beispielen. Auch in imperialistischen Kriegseinsätzen kommt es zur
massiven Umweltzerstörung wie beispielsweise im Vietnamkrieg oder durch
den Einsatz von uranbeschichteter Munition im Irak-Krieg seitens der USA.

Solange NGOs und Parteien also nicht klar sagen, wer hauptsächlich für
Klimawandel  und  Umweltzerstörung  verantwortlich  ist,  unterstützen  sie
dieses System der globalen Ausbeutung von Mensch und Natur. Das ist nicht
nur ignorant und kurzsichtig sondern auch rassistisch! Wer hinnimmt, dass
ein anderer Teil der Welt für die Profite der Monopolkonzerne ausgebeutet,
abgeholzt, verseucht, überschwemmt oder in einer Wüste verwandelt wird
und damit die Lebensgrundlage der dort lebenden Menschen zerstört wird,
der oder die muss irgendwie davon ausgehen, dass das Leben der Menschen
dort weniger wert ist. Wir nehmen das nicht an und fordern, dass vor allem
diejenigen  für  den  Klimawandel  zahlen,  die  ihn  auch  verursacht  haben!
Warum sollen wir für den unnötigen Müll zahlen, den die Kapitalist_innen
tagtäglich produzieren? Das Kapital ist leider nicht zu faul, zu dumm oder
nicht weitsichtig genug, um klimaneutral zu produzieren, sodass wir sie nur
darauf aufmerksam machen müssten. Vielmehr bewegt sich der Klimawandel
komplett im Rahmen der Verwertungslogik des Kapitals. Der Kapitalismus
lässt den Monopolkonzernen auch keine andere Alternative, denn ein System,
was darauf ausgerichtet ist, immer nur mehr und mehr Profit zu generieren,
kann nicht gleichzeitig an den Grenzen der Umweltbelastung stopp machen.
Voll  im  Trend  sind  gerade  Scheinlösungen,  wie  Bio-Treibstoff,
Schadstoffzertifikate  oder  E-Autos.  Doch  das  sind  alles  nur  neue



Absatzmärkte für profitorientierte Konzerne, die auf der Suche nach neuen
Geldquellen sind. Noch dazu werden diese scheinbaren „Lösungen“ wieder
auf  dem  Rücken  der  Halbkolonien  ausgetragen,  denn  zB.  für  den  Bio-
Treibstoff für deutsche Autos wird in Brasilien Regenwald abgeholzt. Es gibt
also keinen grünen Kapitalismus und „der Markt“ wird den Klimawandel
nicht  stoppen.  Das müssen wir  schon selber  tun!  Der Kampf gegen den
Klimawandel ist deshalb untrennbar mit kollektiver Selbstorganisationen der
Betroffenen und demokratischer Planung der Wirtschaft auf internationaler
Ebene verbunden. Um die globale Ungerechtigkeit aufzuheben, müssen wir
uns  international  organisieren  und  dafür  kämpfen,  dass  die  riesigen
Agrarkonzerne  enteignet  und  alle  Schulden  der  ehemaligen  Kolonien
gestrichen werden.  Die  Monopolkonzerne  sollen  selber  für  ihre  Schäden
zahlen!  Auch  in  FridaysforFuture  müssen  wir  diese  globalen
Zusammenhänge aufzeigen und nicht den Phrasen der Grünen auf den Leim
gehen.  Gleichzeitig müssen wir  für offene Grenzen eintreten,  sodass alle
Menschen,  die vor Krieg,  Armut oder Naturkatastrophen fliehen müssen,
auch sicher nach Europa kommen können. Die riesigen Energiemonopole
müssen enteignet und unter die Kontrolle der Beschäftigten gestellt werden,
nur so können wir komplett aus fossilen Energien aussteigen. Statt E-Autos
brauchen  wir  außerdem  den  flächendeckenden  Ausbau  des  öffentlichen
Verkehrsnetzes, welches für alle kostenlos zugänglich sein muss.

Solidarität  mit  der  MLPD  –
gemeinsam  gegen  antideutsche
Angriffe!
In Erfurt hat laut MLPD ein Mob von vermummten Antideutschen auf der 1.
Mai Demo ihren Block angegriffen, Menschen verletzt, Fahnen zerbrochen
und geklaut. Sollte sich der Vorfall wie beschrieben abgespielt haben, muss
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dieser ganz klar als Angriff auf die freie Meinungsäußerung innerhalb der
Linken und der Arbeiter_Innebewegung verstanden werden. Das weisen wir
in aller Entschiedenheit zurück.

Ebenso entschieden weisen wir zurück, wie Linkspartei und DGB offenbar
über den Lautsprecherwagen reagiert haben: Statt den Angriff aufs Schärfste
zu  verurteilen  und  die  Schläger_Innen  augenblicklich  von  der  Demo  zu
verweisen, haben sie umgekehrt die Mitglieder der MLPD von der Demo
ausgeschlossen.  Das  scheinbar  schon  zu  Beginn  der  Demo,  was  die
Angreifer_Innen  wohl  zu  dem  Überfall  motiviert  hat.

Genau  durch  solchen  Rückenwind  oder  auch  einfach  der  Weigerung
öffentlich  gegen  Antideutsche  Stellung  zu  beziehen,  trauen  sich  diese
rechten Kräfte weiter gegen ehrliche Linke in die Offensive. In immer mehr
Städten fühlen sie sich stark genug auch physische Angriffe auf Linke zu
organisieren, statt lediglich zu verleumden und auszugrenzen. Die Gruppen,
die dazu schweigen, tragen daran eine Mitverantwortung.

Alle  ehrlichen  Linken  müssen  trotz  inhalticher  Differenzen  und  der
berechtigten Kritik an Gruppen wie der MLPD fest zusammenstehen, solche
Angriffe  gemeinsam  abwehren  und  eine  politische  Gegenoffensive
vorbereiten.

https://www.mlpd.de/2019/05/fuer-eine-bre-ite-dem-okr-atische-ueberp-arte-il
iche-akt-ionse-inheit- im-antifaschistischen-kampf-und-gegen-die-
rechtsentwicklung-der-regierung-keine-chance-den-antideutschen-
s c h l a e g e r n - u n d -
spaltern?fbclid=IwAR1MvkMVpykDwYjtm0TXIrSl89mo6SmzyuD0ujnDf0A5C
gRY_66XrQyeD5U


